
Der Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg hat sich im Rahmen seiner
Klausurtagung am 23. und 24. September 2015 in Aspach intensiv mit der Fragestellung befasst,
welche Rahmenbedingungen für die Städte und Gemeinden grundlegend notwendig sind, damit diese
ihren Teil der gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der Flüchtlingshilfe bewältigen können.

Die Mitglieder des Landesvorstands haben einstimmig nachfolgende Erklärung beschlossen:

Aspacher Beschluss
zur Flüchtlingspolitik

Die gewaltigen Flüchtlingsströme im Ausmaß einer Völkerwanderung, die wohl auch in den
kommenden Jahren anhalten werden, stellen die baden-württembergischen Städte und Gemeinden vor
eine Herausforderung in bisher nicht gekanntem Maße. Hinzu kommen die zu erwartenden
Familiennachzüge, die die Zahl der zu integrierenden Personen noch um den Faktor 3-4 erhöhen wird.
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Familiennachzüge, die die Zahl der zu integrierenden Personen noch um den Faktor 3-4 erhöhen wird.
Zur Bewältigung dieser außerordentlichen Aufgabe bedarf es der Schaffung von Strukturen, die es den
Städten und Gemeinden ermöglichen, diese gesamtstaatliche Aufgabenstellung im Sinne von
planbaren und integrativen Prozessen vor Ort zu erfüllen. Dauerhaft sind die Städte und Gemeinden
mit dieser Aufgabe überlastet und fordern daher Bund und Länder auf, auf europäischer und nationaler
Ebene die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um diese Flüchtlingsströme auf ein zu
bewältigendes Ausmaß zu begrenzen.

Hierzu müssen folgende Zielsetzungen erreicht werden:

A) Flüchtlinge und Asylsuchende, die nach Europa kommen, müssen innerhalb der EU
Mitgliedsstaaten solidarisch verteilt werden. 

B) Die Zahl ungerechtfertigter bzw. missbräuchlicher Asylantragsteller muss deutlich verringert
werden.

C) Bund und Länder haben zu gewährleisten, dass eine Verteilung der Asylbewerber auf die
Kommunen erst nach positiver Entscheidung über den Asylantrag erfolgt. 

D) Bund und Länder haben den Kommunen für eine erfolgreiche Integration der dort ankommenden,
anerkannten Asylbewerber die notwendigen Rahmenbedingungen zu gewährleisten. 

E) Bund und Länder stehen in der dringenden Pflicht einen strategischen Masterplan zu erarbeiten
und den Bürgerinnen und Bürgern diesen samt der dafür notwendigen Einzelmaßnahmen zur
Bewältigung der Flüchtlingsherausforderung nachvollziehbar zu erläutern.
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B) Die Zahl ungerechtfertigter bzw. missbräuchlicher Asylantragsteller muss deutlich verringert
werden.

Nach Zahlen des Bundesinnenministeriums liegt die Anerkennungsquote für Asylbewerber bei unter
40 Prozent. Diese Zahl macht deutlich, dass ein Großteil der Asylbewerber das deutsche Asylsystem
ohne Aussicht auf Erfolg, in einer gewissen Anzahl der Fälle sogar missbräuchlich, beansprucht. Die
zur Verfügung stehenden und nicht unbegrenzten Hilfskapazitäten müssen jedoch gezielt denjenigen
Menschen zu Teil werden, die mit einem anerkannten Asylgrund nach Deutschland kommen.

Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels:
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A) Flüchtlinge und Asylsuchende, die nach Europa kommen, müssen innerhalb der EU
Mitgliedsstaaten solidarisch verteilt werden. 

Die Europäische Union muss sich angesichts der humanitären Herausforderung in einem
solidarischen Schulterschluss der Aufgabe der Flüchtlingshilfe stellen. Es darf kein "Wegducken„
einzelner Mitgliedsstaaten geben. Gleichzeitig muss ein gemeinsamer Konsens über das Maß der
zu gewährenden Hilfeleistungen erarbeitet werden.

Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels:

• Einführung eines europäischen Verteilungsmaßstabs vergleichbar dem "Königsteiner
Schlüssel".

• Vereinheitlichung der Standards für Asylantragsteller auf eine humanitäre Grundversorgung
innerhalb der Europäischen Union.

• Schnelle Einrichtung der von der EU angekündigten Hot Spots als zentrale Aufnahmelager in
den Außenstaaten der EU mit dem Ziel, alle ankommenden Flüchtlinge zu registrieren.
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• Erweiterung der sicheren Drittstaaten auf die Länder Albanien, Kosovo und Montenegro.
• Verlagerung der Antragstellung und der Asylverfahren von Asylbewerbern aus sicheren
Drittstaaten in deren Herkunftsländer. Einreise erst nach positiver Entscheidung über den
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C) Bund und Länder haben zu gewährleisten, dass eine Verteilung der Asylbewerber auf die
Kommunen erst nach positiver Entscheidung über den Asylantrag erfolgt. 

Sowohl unter humanitären als auch unter gesellschaftlichen Gesichtspunkten ist es eine
unabdingbare Notwendigkeit, Asylbewerber tatsächlich erst nach positiver Bleibeentscheidung auf
die Städte und Gemeinden zu verteilen. Denn dadurch wäre sowohl den Asylbewerbern als auch
den kommunalen und ehrenamtlichen Hilfestrukturen vor Ort das notwendige Maß an
Verlässlichkeit für eine beginnende Integration geboten. Auch aus rechtsstaatlicher Sicht ist es ein
nicht zu unterschätzendes Signal, wenn das deutsche Asylrecht einen tatsächlichen Unterschied
zwischen anerkannten und abgelehnten Asylbewerbern machen würde.

Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels:

• Asylbewerber aus nicht-sicheren Drittstaaten werden in zentrale Erstaufnahmeeinrichtungen
aufgenommen und verbleiben dort bis zum Abschluss ihres Asylverfahrens.

• Es erfolgt eine grundsätzliche Gewährung von Sachleistungen in Erstaufnahmeeinrichtungen.
• Die Asylverfahren und die ggf. anschließenden Widerspruchs- und Klageverfahren werden durch
verfahrensoptimierende Schritte sowie durch ggf. notwendige Rechtsänderungen auf wenige Wochen
beschleunigt.

• Abgelehnte Asylbewerber werden direkt aus den Erstaufnahmeeinrichtungen konsequent rückgeführt.
Der inflationären und zum Teil missbräuchlichen Geltendmachung von Abschiebehindernissen oder
Aufschüben ist ggf. durch Rechtsänderungen zu begegnen.
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D) Bund und Länder haben den Kommunen für eine erfolgreiche Integration der dort
ankommenden, anerkannten Asylbewerber die notwendigen Rahmenbedingungen
zu gewährleisten. 

Die Politik auf Bundes- wie auch auf Landesebene hat bereits mehrfach attestiert, dass die Kommunen
die Schlüsselrolle zur Bewältigung dieser gesamtstaatlichen Aufgabe ausüben. Die Städte und
Gemeinden sind damit der wichtigste Akteur bei der Integrationsleistung der nun anerkannten
Asylbewerber. Dies überrascht nicht, bilden doch die Städte und Gemeinden die reale und echte
Lebenswelt der Bürgerinnen und Bürger. Dort findet das tägliche Leben statt, dort bringen sich die
Menschen in die Gesellschaft ein. Eine Integration kann daher nur gelingen, wenn auf kommunaler
Ebene die notwendigen Entscheidungen angepasst an die jeweilige örtliche Situation klug und
pragmatisch getroffen werden. Genau diese Entscheidungen müssen jedoch auch getroffen werden
können und dürfen. Bund und Länder müssen auf die ausgewogene Entscheidungsfähigkeit der
kommunalpolitisch Verantwortlichen vertrauen und diesen zur Bewältigung dieser gesellschaftlichen
Herkulesaufgabe ein hohes Maß an Entscheidungskompetenz übertragen. Mit Bürokratie und
Formalismus lässt sich diese Herausforderung nicht lösen.

Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels:

• kurzfristige Entscheidungsbefugnisse zur Errichtung von Wohnraum auch losgelöst von 
bauplanungs- bzw. bauordnungsrechtlichen Maßgaben, sofern die sicherheitsrelevanten Vorgaben
eingehalten sind.

• Kurzfristige Inanspruchnahme von Flächen zur Errichtung von solchem Wohnraum ohne langwierige
Planungsverfahren und Umweltverträglichkeits- bzw. Naturschutzprüfungen.

• Erhöhung der sozialen Wohnungsbauförderung auf mindestens 1 Milliarde pro Jahr und Ausweitung
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E) Bund und Länder stehen in der dringenden Pflicht einen strategischen Masterplan zu
erarbeiten und den Bürgerinnen und Bürgern diesen samt der dafür notwendigen
Einzelmaßnahmen zur Bewältigung der Flüchtlingsherausforderung nachvollziehbar
zu erläutern.

Als Fundament zur Umsetzung des notwendigen Gesamtkonzeptes braucht es ein hohes Maß an
Transparenz und Glaubwürdigkeit gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern. Die staatlichen Ebenen
müssen ein schlüssiges Konzept vorlegen und den Menschen in unserem Land erklären. Es braucht
einen klaren Masterplan, dessen konkrete Einzelmaßnahmen frühzeitig und deutlich in Form einer
modernen Bürgerinformation kommuniziert werden. Dem Staat muss es gelingen, das Heft des
Handelns wieder zu erlangen und nicht nur gehetzt zu reagieren.

Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels:

• Erstellung eines strategischen Masterplans zur Bewältigung der Flüchtlingsherausforderung unter
Definition von möglichen Szenarien. 

• Frühzeitigere Vorbereitung auf weitere Flüchtlingszugänge. Schaffung von Vorsorgekapazitäten für
kurzfristige Zugangsspitzen.

• Frühzeitige Informationen der betroffenen Städte und Gemeinden sowie geplante
Bürgerinformationsveranstaltungen in diesen Kommunen.

• Erarbeitung einer gezielten Kommunikationsstrategie zur Erläuterung der Geeignetheit und
Notwendigkeit des zu erstellenden Masterplans.

• Erarbeitung einfacher, verständlicher und eindeutiger Informationsblätter für die ehrenamtlichen
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